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131  Ausschluss der Öffentlichkeit Allgemeines 
 
(1) 1Unabhängig vom Gericht hat auch der Staatsanwalt zu prüfen, ob es geboten ist, die Öffentlichkeit für 
die ganze Hauptverhandlung oder für einen Teil auszuschließen. 2Stellt er einen solchen Antrag, hat er ihn 
zu begründen.

(2) 1Verpflichtet das Gericht die Anwesenden zur Geheimhaltung nach § 174 Absatz 3 GVG, empfiehlt es 
sich, auf die Strafbarkeit eines Verstoßes gegen die Schweigepflicht hinzuweisen (§ 353d Nummer 2 StGB). 
2Ist zu befürchten, dass geheim zu haltende Tatsachen über den Kreis der Zeugen und Zuhörer hinaus 
durch Presse und Rundfunk verbreitet werden, sollen der Vorsitzende und der Staatsanwalt die 
Berichterstatter zu einer freiwilligen Beschränkung in ihrem Bericht veranlassen, wenn es nicht geboten ist, 
auch sie zur Geheimhaltung zu verpflichten. 3Hält ein Berichterstatter die übernommene Verpflichtung nicht 
ein, hat der Staatsanwalt – unbeschadet anderer Maßnahmen – darauf hinzuwirken, dass ihm der Zutritt zu 
Verhandlungen, in denen die Öffentlichkeit ausgeschlossen ist, nicht mehr gestattet wird.


